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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
versorgungsrechtliche Best~mmungen ge­
ändert weraen - Versorgungsrechts-Än-

ßerungsgesetz1990; STELLUNGNAHME 

28.3.1990 

'Derösterreichische Arbeiterkammertag nimmt zu dem vom Bundesmi· 
> 

nisterium für Arbe.i t und Soziales übermittelten Entwurf eines .. 
Bundesgesetzes, mit dem versorgungsrechtliche Bestimmungen 

geändert werden, versorgungsrechts-Änderungsgesetz 19:90, wie 

folgt Stellung: 

Zum § 9 Abs 2 Behinderteneinstellungsgesetz wird festgehalten, 

daß angesichts der bestehenden Arbeitsmarktprobleme, gerade für 

behinderte Menschen, auf die Erfüllung der den Dienstgebern 

obliegenden Beschäftigungspflicht größter Nachdruck gelegt werden 

muß. Die etappenweise Anhebung der Ausgleichstaxe iri Richtung auf 
das jeweilige kollektivvertragliehe Mindeslohnniveau, etwa über 

eine die vorgeschlagene Anpassung hinausgehende zusätzlich 

Anhebung der Ausgleichstaxe, . wäre' diesbezüglich ·ein möglicher 

Meg .. Dies hätte, bei Nichterfüllung der Beschäftigungspflicht, 
• 

eine Erhöhu~g der zur Verfügung stehenden Geldmittel zur Absi~ 

ch~rung zielführender sozialpolitischer Maßnahmen für Behinderte, 
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vor allem aber den steuerungseffekt in Richtung verstärkter 

beruflicher ~iedereingliederung behinderter Menschen zur Folge. 

Da durch die letzte Novelle des Behinderteneinstellungs,gesetzes 

eine dauerhafte Grundlage für einen Kernbereich der Behinderten­

politik geschaffen wurde (unbefristete Gestaltung der Ver­

fassungsbestimmung), müßte nach Ansicht des österreichischen 

Arbei terkammer'\t.ages der nächste Schritt darin bestehen, die- in 

den verschiedensten Zweigen der sozialen Sicherung verhaftete 

Behindertenge~~tzgebung zu einer entsprechenden Einheit, etwa in 

Form eines Bun~esbehinderterigesetzes,·'zu verbinden. 
. " 

Gegen die weiteren Bestimmungen des vorliegenden Entwurf~s 
besteht von seiten des österreichischen Arbeiterkammertages kein 

Einwand,. 
: 
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Der Kammeramtsdirektor: 
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